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Die Covid-19-Pandemie hat eindrücklich gezeigt, wie notwendig die elektronische 
Einberufung und virtuelle Durchführung von Generalversammlungen sein kann. 
Das neue Aktienrecht bringt diesbezüglich in vielen Punkten Verbesserungen. 
Dennoch muss der Verwaltungsrat sich bewusst sein, dass damit auch neue Vor-
schriften und Risiken verbunden sind. Das revidierte Aktienrecht tritt voraussicht-
lich auf Anfang 2022 in Kraft.

Elektronische Einberufung der 
 Generalversammlung

Auch mit der Aktienrechtsrevision gilt wei-
terhin, dass die Einberufung der Generalver-
sammlung (GV) zwingend in der in den Sta-
tuten vorgeschriebenen Form zu erfolgen hat. 
Jedoch wird das Erfordernis der physischen 

-
-

de, zwingende schriftliche Mitteilung an die 

-

-
gen, dass ihm diese rechtzeitig und kosten-

Art und – falls keine virtuelle GV durchge-

-

-
-

setzlich oder statutarisch vorgeschriebenem 
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dieser vom Verwaltungsrat in der Einberu-
fung bezeichnet werden.

Physischer Tagungsort und Teilnahme 
via Internet 

die GV an einem Tagungsort in der Schweiz, 
an mehreren Tagungsorten gleichzeitig, an 
einem Tagungsort im Ausland, an einem 
physischen Tagungsort mit unmittelbarer 
Teilnahmemöglichkeit via Internet oder aber 
virtuell ohne physischen Tagungsort durch-

-
-

-
licher Weise erschwert wird.

-

direct voting -
-

zugrenzen gilt es das internet proxy voting, bei 

teilnehmenden Vertreter in Echtzeit elek-
-

GV mit physischem Tagungsort bedarf kei-
ner statutarischen Grundlage, wodurch dem 
Verwaltungsrat die Kompetenz zukommt, 

direct voting selbst 
-

rat sicherzustellen, dass die nachfolgend er-
-

gen zur Verwendung elektronischer Mittel 

Voraussetzungen zur Durchführung 
der virtuellen Generalversammlung

-

ist eine solche nicht möglich. Werden bei der 
-

verwendet, ist die Verwendung dieser Mittel 
vom Verwaltungsrat zu regeln und bedarf der 
Einhaltung der gesetzlichen Mindestvoraus-

Verwendung elektronischer Mittel sicherstel-

feststeht; (2) die Voten in der GV unmittelbar 
-
-

teiligen kann. Ebenso ist sicherzustellen, dass 
(4) bei der Verwendung elektronischer Mittel 

werden kann. Mit welcher Art von elektro-
nischem Mittel die unmittelbare Kommuni-
kation erfolgt, ist aufgrund der technologie-
neutralen Formulierung des Gesetzgebers 

-
lichen GV zu beachten gilt, insbesondere die 

-
rats.

-

-

der Verwaltungsrat in der Einberufung einen 
-
-

schaften können die Statuten vorsehen, dass 
-
-

-
-

Möglichkeit geboten werden, auch ohne Teil-
nahme an der virtuellen GV ihr Stimmrecht 

verantwortlich, dem technisch durchschnitt-

Teilnahme an der virtuellen GV zu ermögli-
chen. Sodann muss der Verwaltungsrat die 
Einzelheiten der Verwendung elektronischer 

-
len, dass der Verwaltungsrat die Verwendung 
elektronischer Mittel im Organisationsregle-
ment aufnimmt.

virtuellen GV nach dem Inkrafttreten der re-

einem ersten Schritt einer herkömmlichen GV 
mit physischem Tagungsort, in welcher die 

-
-

Die Durchführung einer 
virtuellen GV bedarf 
einer statutarischen 
Grundlage. Dazu muss 
in einem ersten Schritt 
an einer herkömmli-
chen GV eine Statuten-
änderung beschlossen 
werden. Bei der Statu-
tenüberarbeitung muss 
beachtet werden, dass 
die Durchführung einer 
virtuellen GV nicht im 
Konflikt zu anderen 
Statutenbestimmungen 
steht.

Achtung��
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-
-

tenbestimmungen steht, die möglicherweise 
explizit einen physischen Tagungsort vorse-
hen bzw. bestimmen, dass der physische Ta-

Durchführung der virtuellen General-
versammlung

eine unmittelbare Kommunikationsfunk-

beinhalten, anhand welcher die Teilnehmer 

Voten abgeben und die anderen Teilnehmer 
-
-
-

mit kleinerem Aktionariat auch eine virtuelle 
GV per Telefonkonferenz möglich. 

-
tungsrat frei, solange die Voraussetzungen 

-

Teilnehmerzahl das Hauptaugenmerk auf der 
Wahrung der Mitwirkungsrechte der Aktio-

-

die Hauptschwierigkeit wohl die korrekte 

entwickeln.

Technische Probleme und Cyber-
angriffe

-
nischer Probleme gefasst werden, sind un-

-

Probleme auf, gilt es in erster Linie, diese zu 

der technischen Probleme gefasst werden, 

relevanter technischer Probleme im Protokoll 
festzuhalten. Nicht als technische Probleme 
gelten Schwierigkeiten im Verantwortlich-

Verbindungsprobleme aufgrund der von ih-
nen verwendeten Verbindung. 

Ebenso muss der Verwaltungsrat verhin-
dern, dass die Abstimmungsergebnisse durch 

Hinsicht hat der Verwaltungsrat die bereits 
umschriebenen allgemeinen gesetzlichen 

statutarischen sowie reglementarischen An-

dass der Verwaltungsrat zur Abwendung von 
-

nahmen ergreift, die dem jeweils aktuellen 
Stand der Technik entsprechen.

Fazit

mit entsprechender statutarischer Grundla-
-

Verwaltungsrat die Kompetenz zur Festle-
gung des physischen Tagungsortes der GV 

diese an mehreren physischen Tagungs-

nun zudem bestimmt werden, dass die GV an 

ist. Keiner Statutenbestimmung bedarf die 

Internet, da dieser Entscheid im Kompe-

GV muss beachtet werden, dass diese Mög-
-

sicherzustellen, dass die gesetzlich zwin-
genden Mindestvoraussetzungen zur Ver-

Schliesslich gilt es hervorzuheben, dass die 

oder elektronisch erfolgen kann. 

Der Verwaltungsrat 
muss verhindern, dass 

die Abstimmungsergeb-
nisse durch Cyberan-

griffe verfälscht werden. 
Neben der Einhaltung 

der allgemeinen gesetz-
lichen Mindestanforde-
rungen und allfälligen 

statutarischen sowie 
reglementarischen 

Anforderungen emp-
fiehlt es sich deshalb, 
dass der Verwaltungs-

rat zur Abwendung 
von Cyberangriffen die 

nötigen Sicherheits-
massnahmen ergreift, 

die dem aktuellen 
Stand der Technik ent-

sprechen.

�Tipp
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